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Zusammenstellung 


des 


Entwurfs eines Gesetzes 

über den Ablauf der durdb Kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
in der Sozial- und Arbeitslosen versidierung 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften 
gehemmten Fristen in der Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Soweit sich in Vorschriften der Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung der Ablauf von 
Fristen auf das Kriegsende bezieht, gilt als 
Tag des Kriegsendes der 31. Dezember 
1950. Soweit in Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland als Tag des Kriegsendes ein 
früherer Zeitpunkt bestimmt worden ist oder 
das Kriegsende betreffende Vorschriften 
außer Kraft gesetzt worden sind, bewendet 
es hierbei. 

(2) Für Fieimkehrer im Sinne des § 1 Abs. 

1, 3 und 4 des Fieimkehrergesetzes vom 

19. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875) und andere Kriegs- 
gefangene oder im Zusammenhang mit den 
Kriegsereignissen festgehaltene Personen, die 
nach dem 31. Dezember 1950 entlassen wor- 
den sind oder noch entlassen werden, gilt als 
Kriegsende der Tag der ersten polizeilichen 
Anmeldung am bisherigen Wohnort oder der 
Tag, an dem durch polizeiliche Anmeldung 
erstmalig ein neuer Wohnsitz begründet 
worden ist. Für Fieimkehrer im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 des genannten Gesetzes, bei denen 
die Mindestdauer der Verpflichtung zu zivi- 
ler Arbeit Im Gewahrsamsland nach dem 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften 
gehemmten Fristen in der Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen 

§ 1 

(1) Soweit sich in Vorschriften der Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung der Ablauf von 
Fristen auf das Kriegsende bezieht, gilt als 
Tag des Kriegsendes der 31. Dezember 1950. 
Soweit in Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Lande Berlin als Tag 
des Kriegsendes ein früherer Zeitpunkt be- 
stimmt worden ist oder das Kriegsende be- 
treffende Vorschriften außer Kraft gesetzt 
worden sind, bewendet es hierbei. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

31. Dezember 1950 abgelaufen I'st oder ab- 
läuft, gilt der Tag der Beendigung dieser 
Mindestdauer als Kriegsende. 

§ 2 

Die Renten an Hinterbliebene von Ver- 
sicherten, die während des Krieges als Soldat 
oder während der Kriegsgefangenschaft oder 
während den Mindestdauer der Verpflichtung 
zu ziviler Arbeit im Gewahrsamsland oder 
der Internierung im Sinne des § 1 des Heim- 
kehrergesetzes vom 19. Juni 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 221) in der Fassung des Gesetzes 
vom 30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875) gestorben sind, beginnen abweichend 
von § 1286 der Reichsversicherungsordnung 
mit dem Ablauf des Sterbemonats, sofern der 
Antrag vor Ablauf des Kalenderjahres ge- 
stellt wird, das auf das Kalenderjahr folgt, 
in dem die Hinterbliebenen die Todesnach- 
richt erhalten haben oder das auf den Ein- 
tritt der Rechtskraft der Todeserklärung 
folgt. Der Todeserklärung steht die gericht- 
liche Feststellung des Todes gleich. Sind Ren- 
ten bisher abweichend hiervon festgestellt 
worden, sind sie auf Antrag neu festzustel- 
len, wenn der Antrag bis zum 3 1. De- 
zember 195 2 gestellt wird. 


S 3 

Für die Fristen der Nachentrichtung der 
Beiträge gelten vom Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes an nur noch die Vorschriften 
der §§ 1442 bis 1444 der Reichsversicherungs- 
ordnung; soweit diese Fristen beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht abgelaufen 
sind, laufen sie für die im § 1 Abs. 2 genann- 
ten Personen jedoch erst am Ende des Kalen- 
derjahres ab, das dem Jahre des Kriegsendes 
Im Sinne des § 1 Abs. 2 folgt. Soweit in der 
Zeit vom 1. Januar 1952 bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Beiträge für Zelten vor 
dem 1. Januar 1950 in den Teilen des Bun- 
desgebietes, in denen bisher die Nach- 
entrichtung von Beiträgen abweichend von 
den §§ 1442 und 1444- der Reichsversiche- 
rungsordnung zulässig war, entrichtet wor- 
den sind, bewendet es dabei. Dies gilt jedoch 
nur, wenn die Quittungs- oder Versiche- 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 


§ 2 

Die Renten an Hinterbliebene von Ver- 
sicherten,, die während des Krieges als Soldat 
oder während der Kriegsgefangenschaft oder 
während der Mindestdauer der Verpflichtung 
zu ziviler Arbeit Im Gewahrsamsland oder 
der Internierung Im Sinne des § 1 des Heim- 
kehrergesetzes vom 19. Juni 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 221) in der Fassung des Gesetzes 
vom 30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875) gestorben sind, beginnen abweichend 
von § 1286 der Reichsversicherungsordnung 
mit dem Ablauf des Sterbemonats, sofern der 
Antrag vor Ablauf des Kalenderjahres ge- 
stellt wird, das auf das Kalenderjahr folgt, 
in dem die Hinterbliebenen die Todesnach- 
richt erhalten haben oder das auf den Ein- 
tritt der Rechtskraft der Todeserklärung 
folgt. Der Todeserklärung steht die gericht- 
liche Feststellung des Todes gleich. Sind Ren- 
ten bisher abweichend hiervon festgestellt 
worden, so sind sie auf Antrag neu festzustel- 
len, wenn dieser bis zum 30. Juni 1953 ge- 
stellt wird. Das gleiche gilt, wenn ein Antrag 
auf Rentengewährung abgelehnt oder nicht 
gestellt worden ist, weil die Voraussetzun- 
gen für die Rentengewährung nadi Eintritt 
des Versicherungsfalles weggefallen sind. 

§ 3 

Für die Fristen der Nachentrichtung der 
Beiträge gelten vom Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes an nur noch die Vorschriften 
der §§ 1442 bis 1444 der Reichsversicherungs- 
ordnung; soweit diese Fristen beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht abgelaufen 
sind, laufen sie für die im § 1 Abs. 2 genann- 
ten Personen jedoch erst am Ende des Kalen- 
derjahres ab, das dem Jahre des Kriegsendes 
im Sinne des § 1 Abs. 2 folgt. Soweit in der 
Zeit vom 1. Januar 1952 bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Beiträge für Zeiten vor 
dem 1. Januar 1950 in den Teilen des Bun- 
desgebietes und im Lande Berlin, sofern 
dort die Nachentrichtung von Beiträgen bis- 
her abweichend von den §§ 1442 und 1444 
der Reichsversicherungsordnung zulässig 
war, entrichtet worden sind, bewendet es 
dabei. Dies gilt jedoch nur, wenn die Qult- 
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Entwurf 

rungskarten, in denen diese Beiträge nach- 
gewiesen sind, innerhalb von zwei 
Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zum Umtausch ein- 
gereicht werden. 

§ 4 

(1) Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Dieses Gesetz gilt im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin nach Ar- 
tikel 87 Abs. 2seinerVerfassung 
die Anwendung dieses Gesetzes 
beschließt. 


§ 5 

Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes treten die nachstehend aufge- 
führten Vorschriften außer Kraft: 

a) Das Gesetz Nr. 7 des Landes Bayern, be- 
treffend Beginn der Rentenzahlung in der 
Invaliden- und Angestelltenversidierung 
vom 27. November 1945 (GVBl. 1946, 
S. 19), 

b) das Gesetz Nr. 76 des Landes Württem- 
berg-Baden, betreffend Beginn der 
Rentenzahlungen in der Invaliden- und 
Angestelltenversicherung vom 12. Januar 
1948 (Reg. Bl. 1948, S. 11), 

c) das Gesetz des Landes Württemberg- 
Hohenzollern über den Beginn der 
Rentenzahlung in der Invaliden- und An- 
gestelltenversicherung vom 6. August 
1948 (Reg. Bl. Württemberg-Hohen- 
zollern S. 89), 

d) Ziff. 2 der Sozialversicherungs- Anord- 
nung Nr. 10 vom 24. Juni 1947 (Arb. Bl. 
für die britische Zone 1947, S. 234) be- 
treffend Vereinfachungsmaßnahmen in 
der Sozialversicherung während des 
Krieges (Regelung des Fristablaufs- 
Kriegsende), 

e) Sozialversicherungs- Anordnung Nr. 22 
vom 29. September 1947 (Arb. Bl. für die 
britische Zone 1947, S. 345) betreffend 
Ergänzung der Sozialversicherungs- An- 
ordnung Nr. 10 vom 24. Juni 1947 — 
Vereinfachungsmaßnahmen während des 
Krieges (Regelung des Fristablaufs- 
Kriegsende). 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

tungs- oder Versicherungskarten, in denen 
diese Beiträge nachgewiesen sind, bis zum 
31, März 1953 zum Umtausch eingereicht 
werden. 


§ 4 

(1) unverändert 

(2) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§ 5 

unverändert 
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